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Öffentliche Bekanntmachung über  
das Widerspruchsrecht gegen  

die Weitergabe von Daten  
aus dem Melderegister

Sehr geehrte Bürgerinnen und Bürger,

wir möchten die Bürgerinnen und Bürger der Stadt 
Strausberg auf ihr Widerspruchsrecht

gegen die Weitergabe ihrer Daten hinweisen. (geregelt 
durch das Bundesmeldegesetz – BMG):

Widerspruch gegen Übermittlung an Religionsge-
sellschaften

Das Meldegesetz sieht vor, dass einer öffentlich-rechtli-
chen Religionsgemeinschaft neben

den Daten ihrer Mitglieder auch einige Grunddaten von 
Nichtmitgliedern, die mit einem Mitglied einer öffentlich-
rechtlichen Religionsgemeinschaft im selben Familien-
verband leben,

übermittelt werden dürfen. Der betroffene Familienan-
gehörige kann jedoch nach § 42 Abs. 3

BMG die Einrichtung einer Übermittlungssperre verlan-
gen. 

Widerspruch bei Alters- oder Ehejubiläum

Begehrt jemand eine Auskunft über Alters- oder Eheju-
biläum, darf die Meldebehörde auf Grund von § 50 Abs. 
2 eine Melderegisterauskunft erteilen die Vor- und Fa-
milienname, Doktorgrad, gegenwärtige Anschrift sowie 
Tag und Art des Jubiläums enthält.

Wenn Sie von Ihrem Widerspruchsrecht gem. § 50 Abs. 
5 BMG Gebrauch machen, darf die Meldebehörde z.B. 
der Presse nicht mitteilen, dass Sie demnächst z. B. 
Ihren 80. Geburtstag oder das Jubiläum der Goldenen 
Hochzeit feiern.

Widerspruch an Parteien, Wählergruppen u.a. bei 
Wahlen und Abstimmungen

Das Bundesmeldegesetz sieht in § 50 Abs. 1 vor, dass 
die Meldebehörde in den sechs der Wahl vorangehen-
den Monaten Auskunft an Parteien, Wählergruppen und 
anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammen-
hang mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher und 
kommunaler Ebene über Familiennamen, Vornamen, 
Doktorgrad und gegenwärtige Anschrift von Wählern er-
teilen darf. Sie können dieser Datenübermittlung gem. § 
50 Abs. 5 BMG widersprechen

Widerspruch gegen Übermittlung an Adressbuch-
verlage

Das Bundesmeldegesetz erlaubt in §50 Abs.3 eine Aus-
kunft an Adressbuchverlage über Vor- und Familien-
namen, Doktorgrad und gegenwärtige Anschriften von 
Einwohnern, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. 
Dieser Auskunftserteilung können Sie gem. §50 Abs. 3 
widersprechen. Eine Begründung ist nicht erforderlich.

Widerspruch gegen Übermittlung an das Bundes-
amt für Personalmanagement der Bundeswehr

Zum Zwecke der Übersendung von Informationsmate-
rial über die Streitkräfte an eventuell Freiwillige erfolgt 
eine jährliche Datenübermittlung an das Bundesamt für 
Personalmanagement der Bundeswehr gem. § 36 Abs. 
1 des Bundesmeldegesetzes. 

Gemäß § 58 c Abs. 1 des Gesetzes über die Rechtsstel-
lung der Soldaten (Soldatengesetz- SG) in der zurzeit 
gültigen Fassung ist die Stadt Strausberg als zuständi-
ge Meldebehörde verpflichtet, Daten zu Personen mit 
deutscher Staatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr 
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volljährig werden, an das Bundesamt für Personalma-
nagement der Bundeswehr zu übermitteln. Die Über-
mittlung erfolgt

jährlich bis zum 31. März. Das Bundesamt für Perso-
nalmanagement darf die übermittelten Daten nur dazu 
verwenden, Informationsmaterial über die Tätigkeit der 
Streitkräfte zu versenden, da Frauen und Männer, die 
Deutsche im Sinne des Grundgesetztes und volljährig 
sind, die Möglichkeit haben, sich freiwillig für den Wehr-
dienst zu verpflichten. 

Die Datenübermittlung unterbleibt, wenn der Betroffene 
der Übermittlung gemäß § 36 Abs. 2 BMG widerspro-
chen hat. Somit werden alle Personen mit deutscher 
Staatsangehörigkeit, die im Zeitraum 01.01.2019 bis 
31.12.2019 volljährig werden, auf ihr Widerspruchsrecht 
hingewiesen.

Die aufgeführten Widersprüche gelten unbefristet bzw. 
bis auf Widerruf für das Melderegister

der Meldebehörde der alleinigen oder der Hauptwoh-
nung. Ein bereits eingelegter Widerspruch bleibt weiter-
hin gültig.

Das Formular zur Einrichtung einer Übermittlungssperre 
erhalten Sie im Bürgerbüro der Stadt Strausberg zu den 
Sprechzeiten oder im Formularcenter der Internetseite 
www.stadt-strausberg.de

Stadt Strausberg� 25.08.2018

Bekanntmachung
Verkehrslandeplatz Strausberg; Änderung 

und Neufassung der Flugplatzgenehmigung 

Die Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-Bran-
denburg (Genehmigungsbehörde) hat auf Antrag der 
Flugplatzunternehmerin, der Strausberger Flugplatz 
GmbH, die Flugplatzgenehmigung gem. § 6 Abs. 4 
Satz 2 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) mit Bescheid vom 
12.07.2018 geändert, angepasst und im Ergebnis neu 
gefasst. 

Die Änderung betrifft zum einen die Erweiterung des 
Flugbetriebes von bisher nur Sichtflugbetrieb auf 
nunmehr auch Instrumentenflugbetrieb und zum an-
deren die bisherige Tonnagebegrenzung auf beiden 
Start- und Landebahnen.

Die Änderungsgenehmigung vom 12.07.2018 
(Az.: 4111-50110.11/2018) mit einer Rechtsbehelfs
belehrung und der Platzdarstellungskarte liegen für 
zwei Wochen in der Zeit

vom	 27.08.2018	 bis	 10.09.2018

in	 Hegermühlenstraße 58  Raum 3.04

während der Dienststunden  

		  Dienstag	   8.30 – 12.00 Uhr
				    13.00 – 18.00 Uhr
		  Donnerstag	   8.30 – 12.00 Uhr
				    13.00 – 16.00 Uhr

zur allgemeinen Einsicht aus.

Der Genehmigungsbescheid gilt mit dem Ende der 
Auslegungsfrist als zugestellt (§ 6 Abs. 5 LuftVG i. 
V. m. § 74 Abs. 4 Satz 3 Verwaltungsverfahrensge-
setz). Im Übrigen wird auf den Inhalt der Rechtsbe-
helfsbelehrung in der o. g. Änderungsgenehmigung 
ausdrücklich hingewiesen

Der Inhalt dieser Bekanntmachung und die ausgelegten 
Unterlagen können gem. § 27a Verwaltungsverfahrens-
gesetz spätestens ab dem o. g. Auslegungsbeginn auch 
im Internet unter www.LBV.brandenburg.de auf den Sei-
ten der Luftfahrt (unter Flugplätze) eingesehen werden. 

Die Bürgermeisterin
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Bekanntmachung
der Verbandsschau für Gewässer  

2. Ordnung

Entsprechend § 6 der Verbandssatzung in der Fassung 
vom 09.03.2016 in Verbindung mit § 44 Wasserver-
bandsgesetz gibt der Wasser- und Bodenverband „Stöb-
ber-Erpe“ hierdurch öffentlich bekannt, dass in der

Stadt Strausberg

mit dem OT Hohenstein

am 25.09.2018, Uhrzeit: 9.00 Uhr
Treffpunkt: Stadtverwaltung,  

Hegermühlenstraße 58, 15344 Strausberg

die Verbandsschau an den Gewässern 2. Ordnung im 
Verbandsgebiet durchgeführt wird.

Zu diesem Zweck haben Grundstückseigentümer oder 
Nutzer von Anliegergrundstücken an Gewässern 2. 
Ordnung nach § 26 Abs. 1 sowie § 33 Abs. 1 Wasser-
verbandsgesetz den Schaubeauftragten des Verbandes 
Zutritt zu den Gewässern zu gewähren.

Es wird hiermit darauf hingewiesen, dass die Anlieger-
gemeinden, die Eigentümer der zu schauenden Gewäs-
ser, die Anlieger, ggf. die Hinterlieger, die zur Benutzung 
berechtigten, die anerkannten Naturschutzverbände, 
die landwirtschaftliche und technische Fachbehörde so-
wie sonstige Beteiligte Gelegenheit zur Teilnahme und 
zur Äußerung haben.

Einsichtnahme in die Liste des Schaubeauftragten so-
wie in die Liste der Verbandsgewässer ist in der Ge-
schäftsstelle des Verbandes zu den Geschäftszeiten:
Mo – Do 7.00 – 16.30 Uhr sowie Fr 7.00 – 12.15 Uhr bei 
Voranmeldung möglich.

Anschrift der Geschäftsstelle:		
Wasser- und Bodenverband „Stöbber-Erpe“
Ernst-Thälmann-Str. 5
15345 Rehfelde

Schaubeauftragter
Andreas Mundt

öffentliche BEKANNTMACHUNG
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